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1 Rahmenbedingungen 

Weitere Ausführungen siehe Grundsatzkonzeption öffentliche Wasserversorgung 2030  

 

2 Versorgungsstruktur 

2.1 Aufgabenträgerstruktur  

Grundsätze – Leitbild 

 Die Gewährleistung der öffentlichen Wasserversorgung basiert auf dem konstruktiven Zusammen-

wirken der kommunalen Aufgabenträger und der staatlichen Wasserwirtschafts-verwaltung ein-

schließlich der Landestalsperrenverwaltung des Freistaates Sachsen. Die kommunalen Aufgaben-

träger der Wasserversorgung sind dabei den Wassernutzern im Rahmen der Daseinsvorsorge un-

mittelbar verpflichtet und stehen in der Verantwortung, die Wasserbedarfe in der erforderlichen Qua-

lität und Menge zu befriedigen. Dies gilt im Normal-betrieb und in Not- und Krisensituationen. Die 

konkreten technischen Anforderungen finden sich in den einschlägigen Normen und dem Regel-

werkskanon, die rechtlichen Anforderungen im Wasserhaushaltsgesetz, im Sächsischen Wasser-

gesetz und der Trinkwasserverordnung. 

 Die Aufgabenträgerstrukturen der öffentlichen Wasserversorgung im Freistaat Sachsen haben sich 

überwiegend bewährt und sollen wo geboten, beibehalten und gestärkt werden, um den aktuellen 

Anforderungen an eine sichere und bezahlbare Wasserversorgung auch in Zukunft gerecht werden 

zu können.  

 Regionale Unterschiede müssen bei der Bewertung der Strukturen Berücksichtigung finden. Signi-

fikante Änderungen der Rahmenbedingungen können eine Anpassung der Strukturen erforderlich 

machen, um zukünftige wasserwirtschaftliche Herausforderungen bewältigen zu können. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Umsetzung der gesetzlichen Pflicht, die Wasserversorgung der Bevölkerung unter Berücksich-

tigung der demografischen und klimatischen Entwicklungen sowie unter Beachtung des wirtschaft-

lichen Betriebs langfristig zu gewährleisten, setzt voraus, dass eine Anpassung der Strukturen bzw. 

die Prüfung möglicher Handlungsoptionen stattfindet, wenn sich die Rahmenbedingungen wesent-

lich ändern und die Aufrechterhaltung einer sicheren, wirtschaftlichen und nachhaltigen Wasserver-

sorgung gefährdet ist.  

 

2.2 Anlagenstruktur  

Grundsätze – Leitbild 

 Die der Trinkwasserversorgung dienenden Anlagen und Anlagenbestandteile müssen den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik entsprechen und eine langfristig sichere und bezahlbare 

Trinkwasserversorgung gewährleisten.  
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 Die erforderlichen Investitionen zum nachhaltigen Erhalt der Substanz bzw. Funktionalität und die 

notwendige Anpassung an demografische Veränderungen sowie die Folgen des Klimawandels 

müssen in qualifizierten Investitions- und Anpassungsstrategien der Wasserversorgungsunterneh-

men abgebildet sein.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Unter Beachtung der klimatischen Veränderungen, der demografischen und wirtschaftlichen Ent-

wicklung der Ballungsräume und der ländlichen Regionen, der gewachsenen Altersstruktur der An-

lagen und Netze sowie deren technischer Restnutzungsdauer, sind die Anpassungsbedarfe und die 

notwendigen Investitionen der Wasserversorgungsinfrastruktur zu ermitteln und umzusetzen sowie 

bei der Gebühren- und Entgeltgestaltung zu berücksichtigen. 

 Der Zustand der Anlagen ist objektiv und transparent zu ermitteln. 

 Von den Aufgabenträgern ist ein nachhaltiges Asset-Management umzusetzen mit dem Ziel, durch 

den Einsatz moderner Methoden und Technologien nachfolgenden Generationen eine gut funktio-

nierende Wasserversorgungsinfrastruktur ohne Instandhaltungs- und Investitionsstau zu überge-

ben. 

 Die Zunahme von ausgeprägten Trockenperioden verursacht langanhaltende Spitzen beim Was-

serbedarf und führt infolge zu einer verstärkten Auslastung der Anlagen und Netze an den Kapazi-

tätsgrenzen. Die Zeiträume für Erneuerungs- und Instandhaltungsmaßnahmen verkürzen sich. Die-

sem Umstand ist bei konkreten Maßnahmeplanungen Rechnung zu tragen.   

 Zur Sicherung der Daseinsvorsorge ist den erforderlichen Anpassungs-, Erneuerungs- und Instand-

haltungsmaßnahmen die gebotene Priorität auch im Vergleich mit anderen kommunalen Infrastruk-

turmaßnahmen zuzuweisen.  

 Das Erfordernis von Anpassungs-, Erneuerungs- und Instandhaltungsmaßnahmen ist im Rahmen 

der Wasserversorgungskonzepte auszuweisen, sodass eine behördliche Begleitung der notwendi-

gen Sanierungsstrategien und Maßnahmen rechtzeitig abgestimmt bzw. eingeleitet werden kann.  

 Die Erfassung, Speicherung und Pflege der Fachdaten in der WAVE-Datenbank ist zu aktivieren, 

sodass die Kennzahlen der Wasserversorgung aktuell und vollständig zur Darstellung des Ist-Zu-

standes und der Planung der Wasserversorgung abgerufen und ausgewertet werden können.  

 

2.3 Fern- und Reinwasserverbünde, Versorgungsräume 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Bereitstellung von Roh- und Reinwasser durch aufgabenträgerübergreifende Verbünde ist der 

Garant einer zukunftsorientierten und nachhaltigen Versorgungssicherheit mit Trinkwasser in Sach-

sen. Roh- und Reinwasserverbünde erhöhen die Flexibilität und das Potenzial der öffentlichen 

Trinkwasserversorgung, um auf zukünftige Entwicklungen und Extremsituationen effektiv und effi-

zient reagieren zu können. 

 Überregionale Fernwasserversorgungssysteme bleiben ein fester Bestandteil zur langfristigen Si-

cherung der Daseinsvorsorge Trinkwasserversorgung. Sie sind essentiell, um lokale Defizite heute 
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und in der Zukunft auszugleichen. Sie unterstützen die gewachsenen Versorgungs-strukturen und 

Reinwasserverbünde bei der Erfüllung ihrer Versorgungsaufgabe. 

 Reinwasserverbünde stärken die Resilienz der öffentlichen Wasserversorgung. Sie erfüllen die Auf-

gabe, zwischen benachbarten Aufgabenträgern eine dargebotsschonende und betriebswirtschaftli-

che Fahrweise der verbundenen Gewinnungs- und Erzeugungskapazitäten sicherzustellen und 

temporäre Ausfälle einzelner Gewinnungs- und Erzeugungsanlagen unter Beibehaltung der Grund-

versorgung zumindest für einen zeitlich beschränkten Zeitraum zu kompensieren. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Überregionale Fernwasserversorgungssysteme sind auch weiterhin über Verbundleitungen zu stär-

ken bzw. auszubauen. 

 Die Anpassung an den Klimawandel kann dazu führen, dass eine ortsnahe Versorgung nur noch 

eingeschränkt möglich ist. Darum ist eine Validierung bestehender Verbundlösungen, die stärkere 

Verknüpfung wasserversorgungsseitiger Infrastrukturen ggf. auch die Anpassung/Schaffung neuer 

Verbundlösungen unverzichtbar.  

 Bewirtschaftungsziel ist eine optimale Auslastung der im jeweiligen Reinwasserverbund vorhande-

nen Wasserwerkskapazitäten unter besonderer Berücksichtigung der ausgleichenden und stabili-

sierenden Wirkung des Verbundes in Extremsituationen.  

 Aus versorgungstechnischen und betriebswirtschaftlichen Gründen ist die Auslastung der Reinwas-

serverbundsysteme und der Fernwasserversorgungssysteme zu erhalten und nach Möglichkeit wei-

ter zu entwickeln und auszubauen. Dabei sind die Versorgungssysteme ganzheitlich, auch unter 

Berücksichtigung der Sicherheiten bei den belieferten Kunden sowie der Spitzenverbräuche vs. 

Durchschnittsverbräuche zu betrachten.  

 Die mit den Wasserversorgungskonzepten aktualisierten spezifischen regionalen und überregiona-

len Roh- und Reinwasserbilanzen sind durch LfULG und SMEKUL auszuwerten und die Versor-

gungsräume anzupassen, um den wasserwirtschaftlichen Handlungsbedarf durch Aufdeckung vor-

handener Defizite der Versorgungssicherheit (z. B. Inselversorgungen) einschätzen und Potenziale 

künftiger Netzkopplungen und Systemverbünde sowie Möglichkeiten interkommunaler Zusammen-

arbeit aufzeigen zu können. Es ist sicherzustellen, dass die jeweils beteiligten Aufgabenträger in 

diesen Planungs- und Entscheidungsprozess in geeigneter Weise eingebunden sind. 

 

2.4 Verbrauchs- und Bedarfsentwicklung 

2.4.1 Verbrauchsentwicklung 

Grundsätze – Leitbild 

 Fundierte Kenntnisse zum Trinkwasserverbrauch sind für die Analyse der Auslastung bestehender 

Wasserversorgungs- und -verteilungsanlagen sowie für die wasserwirtschaftliche Planung, Bemes-

sung und Anpassung der Wasserinfrastruktur essentiell. 
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Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Es ist auf die Einhaltung der hygienischen Vorgaben in den Leitungsnetzen und die Vermeidung 

von Kontaminationen durch Minderdurchfluss zu achten. 

 Die Senkung von Wasserverlusten und Eigenverbrauch in Wasserwerken ist einzelfallbezogen zu 

prüfen. Ebenso sind die Trinkwasserlieferungen an Landwirtschaft und Industrie auf Alternativen zu 

prüfen. 

 Eine Senkung des aktuell auf einem konstant niedrigen Niveau liegenden spezifischen Verbrauches 

der Gruppe Haushalte/Kleingewerbe ist nicht erforderlich. 

 

2.4.2 Bedarfsentwicklung 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Abschätzung des zukünftigen Wasserbedarfs soll historische und aktuelle Daten des Wasser-

verbrauchs sowie die prognostizierten sozioökonomischen, demografischen und klimatischen Ent-

wicklungen berücksichtigen. Angesichts der prognostizierten Klima- und Dargebotsentwicklungen 

in Sachsen wird die Ressource Wasser zu einem immer kostbareren Gut, das eines nachhaltigen 

und verantwortungsvollen Umgangs bedarf. Daher spielt beim Thema Verbrauch und Bedarf nicht 

nur die Betrachtung des Trinkwassers eine Rolle, sondern der Bedarf an der gesamten Ressource 

Wasser. 

 Mittels einer gezielten Öffentlichkeitsarbeit zum sorgsamen Umgang mit Wasser ist der Bedarf zu 

steuern und das Gut Wasser mittels einer geordneten, nachhaltigen Gewässerbewirtschaftung 

durch die zuständigen Wasserbehörden zu schützen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Ermittlung des Wasserbedarfs nach Bedarfsgruppen hat anhand der überarbeiteten methodi-

schen Grundlagen zur Grundsatzkonzeption Wasserversorgung 2030 zu erfolgen.  

 Die Bedarfsermittlung der Fernwasserversorger/LTV und die Ausgestaltung der Lieferverträge sind 

abhängig von den Bedarfsprognosen der Roh- und Reinwasserabnehmer. Mit der Gegenüberstel-

lung der Rohwasserabgabeleistung und der Bedarfsprognose der Aufgabenträger können künftige 

Rohwasserengpässe und Rohwasserüberschüsse in einzelnen Versorgungsgebieten erkannt wer-

den.  

 Bei Bedarfsmeldungen aus der Landwirtschaft und Industrie sind die Anforderungen an die Was-

serqualität durch die Aufgabenträger im Rahmen des Versorgungsauftrages und durch die untere 

Wasserbehörde im Rahmen ihres Bewirtschaftungsermessens zu prüfen und gegebenenfalls nach-

haltige Alternativen aufzuzeigen. 

 Durch eine wirksame Öffentlichkeitsarbeit von Versorgern und Wasserbehörden ist die Bevölkerung 

aufzuklären und für einen bewussten Umgang mit dem Schutzgut Wasser, insbesondere in Tro-

ckenperioden und speziell mit Trinkwasser an Spitzentagen zu sensibilisieren. 
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3 Wasserdargebote und Bewirtschaftung  

Grundsätze – Leitbild 

 Die staatliche Wasserwirtschaftsverwaltung (SMEKUL, nachgeordnete Behörden und Betriebe, auf-

sichtlich unterstellte Wasserbehörden inkl. LTV) ist dem Gemeinwohl verpflichtet und steht in der 

Gewährleistungsverantwortung, durch vollumfängliche Wahrnehmung des staatlichen Bewirtschaf-

tungsauftrages, den kommunalen Aufgabenträgern die Erfüllung der Pflichtaufgabe der öffentlichen 

Wasserversorgung zu ermöglichen. Die Gewährleistungsverantwortung wird durch die Bewirtschaf-

tung der Gewässer mittels normkonkretisierender Rechtsentscheidungen und der Instrumente der 

Gewässeraufsicht wahrgenommen. Der Bewirtschaftungsauftrag ist grundsätzlich auch in extremen 

hydrologischen Lagen sowie in anderen Risiko- und Krisensituationen zu erfüllen. Dies bedeutet, 

im Falle eines außergewöhnlich angespannten Wasserhaushaltes, die Gewässer unter dem Ge-

sichtspunkt der dann knappen Ressource Wasser bestmöglich und dem Gemeinwohl verpflichtet 

zu bewirtschaften. Die Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung ist hier ein vorrangig zu 

berücksichtigendes Bewirtschaftungskriterium. 

 Grundwasser- und Oberflächenwasserdargebote sind wichtige Schutzgüter und – neben den Ober-

flächenwasserdargeboten in den Trinkwassertalsperren – unverzichtbare Ressourcen für die Trink-

wasserversorgung.  

 Um die Grund- und Oberflächenwasservorkommen dauerhaft zu schützen, müssen nachteilige Ver-

änderungen hinsichtlich Quantität und Qualität vermieden und Wasser-entnahmen auf das für die 

Ressource langfristig verträgliche Maß beschränkt werden.  

 Sind Belastungen nicht vermeidbar, dann sind deren Auswirkungen so zu minimieren, dass sich der 

Gewässerzustand nicht verschlechtert und signifikant steigende Schadstofftrends vermieden wer-

den. 

 Ein vorsorgender Ressourcenschutz und eine umweltschonende Wassergewinnung sind volkswirt-

schaftlich effizient und daher aufwendigen Gewinnungs- und Aufbereitungs-technologien vorzuzie-

hen.   

 Nutzungskonflikte müssen im gesellschaftlichen Konsens gelöst werden. Wirtschaftliche Interessen 

des Einzelnen können dem Wohl der Allgemeinheit grundsätzlich nicht vorangestellt werden. Die 

Grundwasser- und Oberflächenwasserdargebote sind so zu bewirtschaften, dass bestehende oder 

künftige Nutzungsmöglichkeiten insbesondere für die öffentliche Wasserversorgung erhalten bzw. 

geschaffen werden. 

 Die Kenntnisse zu den Wirkmechanismen und Auswirkungen des Klimawandels auf die verfügbaren 

Grund- und Oberflächenwasserressourcen sowie den Bodenwasserhaus-halt als zwingende Vo-

raussetzung für Handlungsempfehlungen und Maßnahmen zur Anpassung der Wasserwirtschaft 

sind stetig zu verbessern. 
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3.1 Grundwasserdargebote  

Grundsätze – Leitbild 

 Eine hoheitliche Aufgabe der Wasserbehörden ist die nachhaltige Gewässerbewirtschaftung. In die-

sem Kontext sind Grundwasserentnahmen auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken 

und Nutzungsrechte für das Grundwasser grundsätzlich so zu vergeben, dass die langfristige mitt-

lere jährliche Grundwasserentnahme das nutzbare Grundwassergargebot nicht übersteigt und na-

türliche Grundwasser-Funktionen (u. a. Speisung von Oberflächengewässern, grundwasserabhän-

gige Landökosysteme) nicht beeinträchtigt werden. Grundwasserentnahmen zur öffentlichen Was-

serversorgung genießen Vorrang vor allen anderen Nutzungen des Grundwassers. Nachteile/Schä-

den aus Nutzungen sind zu verhindern bzw. auf das mögliche Maß zu minimieren. Das gilt sowohl 

auf Ebene der Grundwasserkörper, als auch in Einzugsgebieten von Wasserentnahmen.  

 Bei der Bewirtschaftung des Grundwassers sind langfristige Zeithorizonte über 2030 hinaus zu be-

trachten und dabei der projizierte klimawandelbedingte Dargebotsrückgang zu berücksichtigen. 

 Für die öffentliche Wasserversorgung erforderliche Wasserentnahmen sind von den Aufgabenträ-

gern hinsichtlich ihrer Erforderlichkeit und nachhaltigen Gewinnbarkeit nachzuweisen, in die Was-

serversorgungskonzepte aufzunehmen und von der zuständigen Wasserbehörde prüfen zu lassen.  

 Wasserrechtliche Erlaubnisse sollen angemessen und in Abhängigkeit der Verwendung befristet 

werden, auch um auf sich ändernde Randbedingungen (z. B. sinkender Wasserbedarf oder Res-

sourcenrückgang) reagieren zu können. Die langfristig angelegte Versorgungsaufgabe öffentliche 

Wasserversorgung ist dabei besonders zu berücksichtigen.  

 Wasserentnahmen für Industrie, Bergbau und Landwirtschaft sind so zu bemessen, dass der Was-

serhaushalt nicht wesentlich beeinträchtigt wird, unvermeidbare Beeinträchtigungen minimiert wer-

den und Erlaubnisse zur Wasserentnahme auf dieser Grundlage erteilt und gegebenenfalls nach 

§§ 13 und 18 WHG angepasst oder widerrufen werden. Dabei ist grundsätzlich auf eine sparsame 

Wasserverwendung hinzuwirken.  

 Die Gewährung neuer wasserrechtlicher Erlaubnisse in zentral versorgten Gebieten für private Zwe-

cke (Gartenbewässerung, Schwimmteiche und ähnliche) ist im Hinblick auf die Gewährleistung der 

Sicherstellung der öffentlichen Wasserversorgung bzw. anderer unabweisbarer Benutzungen und 

dem Grundsatz der gebotenen sparsamen Verwendung des betroffenen Grundwasserkörpers sorg-

fältig zu prüfen. Im Rahmen dieser Prüfung ist Wert darauf zu legen, dass alternative Möglichkeiten 

der Wasserbereitstellung (v. a. Nutzung des Niederschlagswassers) durch die Antragsteller bereits 

genutzt werden. Zudem soll die Erforderlichkeit der Grundwasserentnahme durch die Antragsteller 

in angemessener Form glaubhaft gemacht werden. 

 Die allgemeinen Sorgfaltspflichten nach § 5 WHG und die allgemeinen Grundsätze der Gewässer-

bewirtschaftung nach § 6 WHG sind zu beachten. 

 Die gemeinsame Bewirtschaftung von Grundwasserkörpern bzw. Grundwassereinzugs-gebieten 

durch mehrere betroffene Wasserbehörden erfordert die Abstimmung von gemeinsamen Grunds-

ätzen und Handlungsprämissen. 
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Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Grundwassernutzungen dürfen nur erlaubt werden, soweit sie dem Ziel nicht entgegenstehen, den 

guten chemischen und mengenmäßigen Zustand des Grundwassers nach § 47 Abs. 1 WHG zu 

erreichen oder zu erhalten oder wenn im Einzelfall eine Ausnahme nach § 47 Abs. 3 WHG begrün-

det werden kann 

 Zu den potenziell verfügbaren, gewinnbaren und nutzbaren Grundwasserdargeboten und deren kli-

mawandelbedingten Entwicklungen sind landesweit ausreichend Kenntnisse zu erlangen und ab-

rufbar sowie anwenderfreundlich bereitzustellen.  

 Erteilte Wasserrechte für Grundwasserentnahmen und angezeigte Grundwasserentnahmen sind 

durch die zuständige Behörde so zu erfassen, verfügbar und aktuell zu halten, dass eine Auswer-

tung ggf. auch landkreisübergreifend sowie grundwasserkörperübergreifend stets gewährleistet ist. 

Nach der Veröffentlichung der aktualisierten Bewirtschaftungspläne nach WRRL im Dezember 2021 

sind die erteilten Wasserrechte in den Grundwasserkörpern, die im schlechten mengenmäßigen 

Zustand sind oder ein entsprechendes Risiko aufweisen einer kritischen Überprüfung zu unterzie-

hen. 

 Bei beabsichtigten neuen Entnahmen sind die für das notwendige wasserrechtliche Verfahren er-

forderlichen, örtlich hinreichend konkreten Daten und Erkenntnisse zum betreffenden Einzugsgebiet 

durch den Antragsteller bereitzustellen. 

 Zur Unterstützung der behördlichen Grundwasserbewirtschaftung sind die fachlichen und methodi-

schen Grundlagen sowie Arbeitsmittel für Grundwasserneubildungsberechnung und Dargebots-

nachweis durch das LfULG und Vorgaben zur Dargebotsbewirtschaftung durch SMEKUL zu entwi-

ckeln und in die praktische Anwendung zu transferieren.  

 Die zuständigen Wasserbehörden sind gehalten, diese Arbeitsmittel  

 für die Überprüfung der Auskömmlichkeit und des Erfordernisses der erteilten Wasserrechte und 

damit zur Dargebotsbewirtschaftung sowie  

 zur Festlegung von Maßnahmen für Herstellung und Erhalt des guten Grundwasserzustandes  

anzuwenden und sich diesbezüglich fortzubilden. 

 

3.2 Oberflächenwasserdargebote 

3.2.1 Zustand und Bewirtschaftung der Trinkwassertalsperren/ Talsperrenverbundsysteme 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Rohwasserbereitstellung für Trinkwasser aus sächsischen Talsperren ist ein elementarer Be-

standteil der öffentlichen Wasserversorgung im Freistaat Sachsen. Die Verantwortung des Freistaa-

tes Sachsen schließt die Verpflichtung ein, die Talsperren unter Berücksichtigung der natürlichen 

und hydrologischen Randbedingungen bestmöglich hinsichtlich Wassermenge und Wassergüte zu 

bewirtschaften. Auch die kontinuierliche Prüfung und Bewertung von Veränderungen der natürli-

chen Randbedingungen und des Wasserhaushalts in den Einzugsgebieten sowie die Ableitung und 
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Realisierung von möglichen und wirksamen Anpassungs- und Vorsorgemaßnahmen zur Minimie-

rung negativer Auswirkungen von Extremsituationen im Zuständigkeitsbereich der Landestalsper-

renverwaltung sind davon umfasst. 

 Trinkwassertalsperren und die Talsperrenverbundsysteme sind für die Versorgung der sächsischen 

Bevölkerung insbesondere im Südraum Sachsens von maßgeblicher Bedeutung. Die Resilienz der 

Talsperrenverbundsysteme muss ausgebaut werden, das Einzugsgebiet einer Trinkwassertal-

sperre bedarf eines besonderen Schutzes.  

 Der Rohwasserabgabe aus Talsperren zur Trinkwassererzeugung ist bei der Abwägung mit sonsti-

gen externen (Nutzungs-)Anforderungen an den Talsperrenbetrieb grundsätzlich der Vorrang ein-

zuräumen.  

 Die Konzentration des Talsperren- und Gewässermanagements in einer Hand hat sich bewährt und 

ist ein wesentlicher Baustein für die langfristige und nachhaltige Bewirtschaftung dieser Oberflä-

chengewässer und somit der Versorgungssicherheit. 

 Die Landestalsperrenverwaltung betreibt ihre Stauanlagen mindestens nach den allgemein aner-

kannten Regeln der Technik. Durch umfangreiche Überwachungs- und Monitoringprogramme so-

wie angepasste Bewirtschaftung wird sichergestellt, dass die Stauanlagen den Nutzungs- und Si-

cherheitsansprüchen genügen.  

 Für die Stauanlagen werden Wasserwirtschaftspläne aufgestellt, in denen die Steuerungsanwei-

sungen für verschiedene hydrologische Situationen enthalten sind (z. B. Hoch- und Niedrigwasser-

betrieb). Die Stauanlagen werden nach den Plänen so bewirtschaftet, dass die verschiedenen, teils 

konkurrierenden Nutzungsanforderungen gemäß Priorisierung und die Sicherheitsanforderungen 

erfüllt werden können. Für die Wasser-bereitstellung werden Versorgungssicherheiten betrachtet 

und ausgewiesen.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Mit dem Ziel des gemeinsamen, koordinierten Austausches und der Diskussion aktueller Erkennt-

nisse über die zu erwartenden Folgen des Klimawandels, des demografischen Wandels sowie der 

Entwicklung und Optimierung von geeigneten und aufeinander abgestimmten Anpassungsmaßnah-

men auf der Roh- und Reinwasserseite, wird ein regelmäßiges Austauschformat für Talsperrenbe-

treiber und Rohwasserabnehmer unter der Leitung des SMEKUL etabliert. 

 Die Landestalsperrenverwaltung identifiziert und priorisiert in der „Anpassungsstrategie Stauanla-

gen“ die notwendigen Maßnahmen, um auf sich ändernde Randbedingungen, insbesondere klima-

tische Veränderungen, zu reagieren und die Versorgungssicherheit dauerhaft zu gewährleisten. 

 Durch die Bereitstellung von Vorhaltemengen für die Rohwasserkunden und die Bewirtschaftung 

nach Lamellenplänen und Bereitstellungsstufen wird eine hohe Planungssicherheit gewährleistet. 

Für eine mengen- und gütegerechte Bewirtschaftung sind die notwendigen Grundlagen und Bewirt-

schaftungsinstrumente kontinuierlich weiter zu entwickeln. 
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 Die nach dem Solidarpreisprinzip ermittelten Rohwasserentgelte sorgen langfristig für einen gerech-

ten Lastenausgleich und stellen sicher, dass die Funktion Rohwasserbereit-stellung für die öffentli-

che Wasserversorgung aus Talsperren und Talsperrenverbundsystemen dauerhaft gewährleistet 

werden kann. Am Solidarprinzip ist auch zukünftig festzuhalten. 

 Um die Rohwasserbereitstellung aus Talsperren zur Trinkwasserversorgung der Bevölkerung bei 

Extremtrockenwetterlagen so lange wie möglich zu sichern und einer Krise aufgrund möglicher Ver-

sorgungsengpässe vorzubeugen, wird die Landestalsperrenverwaltung insbesondere dann, wenn 

die Zuflüsse zur jeweiligen Talsperre die in der wasserrechtlichen Zulassung festgelegten Min-

destabgabe unterschreiten, ein den Umständen angepasstes Betriebsregime fahren. 

 Für den nächsten Bewirtschaftungszeitraum (2022 - 2027) nach WRRL ist die Talsperre Dröda als 

Zielerreichungsgewässer deklariert. Die im Maßnahmenprogramm festgelegten Maßnahmen sind 

durch die zuständigen Wasserbehörden und Maßnahmenträger vorrangig und zeitnah zu konkreti-

sieren und umzusetzen um sicherzustellen, dass diese Talsperre spätestens Ende 2027 das gute 

ökologische Potenzial erreicht.  

 

3.2.2 Zustand und Bewirtschaftung der Fließgewässer 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Umsetzung der WRRL wirkt insgesamt auf eine stufenweise Regeneration der aquatischen 

Umwelt und leistet damit gleichzeitig einen Beitrag zum vorsorgeorientierten Gewässerschutz und 

zur Verbesserung der Rohwasserqualität. Oberflächenwasserkör-per, die nach § 8 OGewV für die 

Trinkwassergewinnung genutzt werden, sind mit dem Ziel zu bewirtschaften, eine Verschlechterung 

ihrer Qualität zu verhindern und so den für die Gewinnung von Trinkwasser erforderlichen Umfang 

der Aufbereitung zu verringern.  

 Der ökologische Zustand bzw. das ökologische Potenzial und der chemische Zustand der Oberflä-

chenwasserkörper, die für die Trinkwassergewinnung genutzt werden, sind entsprechend der ge-

setzlichen Vorgaben zu schützen und nach Maßgabe der Maßnahmenprogramme1 zu verbessern, 

um den guten Zustand soweit möglich bis spätestens Ende 2027 zu erreichen.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Im Rahmen des Vollzugs der Verwaltungsanleitung zur Umsetzung der WRRL2 sollen sich die Be-

mühungen um eine Verringerung von Immissionen vor allem auch auf entnahmerelevante Einzugs-

gebiete von Gewässern konzentrieren, in denen Uferfiltrat für die Trinkwasseraufbereitung gewon-

nen wird. Vorrangiges Ziel der Bewirtschaftungsmaßnahmen muss es sein, die Rohwasseraufbe-

reitung mit naturnahen Verfahren zu Trinkwasser zu ermöglichen. 

 

 

 
1 Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie. (2021). Bewirtschaftungspläne / Maßnahmen-

programme 
2 Verwaltungsanleitung zur Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie im Bereich der öffentlichen und nichtöffent-

lichen Abwasserbeseitigung sowie industriell-gewerblicher Einleitungen vom 20.12.2016 – als digitale Anlage 
beigefügt 
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3.3 Rohwasserbeschaffenheit  

Grundsätze – Leitbild 

 Gewässer, die der derzeit bestehenden oder künftigen öffentlichen Wasserversorgung dienen, sind 

durch einen besonders stringenten vorsorgenden Gewässerschutz prioritär vor Verunreinigungen 

durch Düngemittel und anthropogene, künstliche und hier insbesondere schwer abbaubare Stoffe 

(Pflanzenschutzmittel- und Biozidprodukt-Wirkstoffe sowie weitere Spurenstoffe) zu schützen. We-

sentlicher Ansatzpunkt müssen Maßnahmen an der Quelle der Verunreinigung sein, die die Be-

handlung bzw. den Rückhalt von Belastungen am Ort der Entstehung vorsehen, die eine Substitu-

tion kritischer Stoffe vorantreiben oder die durch Verwendungsbeschränkungen Risiken verringern. 

Dies ist zusätzlich von Bedeutung vor dem Hintergrund, dass eine klimawandelbedingte Erhöhung 

der Durchschnittstemperaturen und ein Rückgang der Dargebotsmengen zu steigendem Druck auf 

die Qualität der genutzten Ressourcen führen können, da Konzentrationen von nicht gewünschten 

Inhaltsstoffen (z. B. Nitrat, Sulfat, Spurenstoffen, gelöster organischer Kohlenstoff) zunehmen. 

 Bei unvermeidbaren Stoffeinträgen in die Gewässer, die eine Verschlechterung der Qualität des 

Rohwassers zur Trinkwasserentnahme zur Folge haben, muss dem Verursacherprinzip Rechnung 

getragen werden.  

 Genutzte Wasserressourcen müssen einen qualitativen Zustand erreichen, der gewährleistet, dass 

das gewonnene Wasser unter Berücksichtigung des angewandten Wasseraufbereitungsverfahrens 

die Anforderungen geltenden Rechts erfüllt. Dabei ist der erforderliche Umfang der Aufbereitung so 

naturnah und gering wie möglich zu halten. 

 Waldflächen sorgen für einen effektiven Grundwasserschutz durch natürliche Filter-, Puffer- und 

Reinigungsprozesse. Eine naturnahe und nachhaltige Waldbewirtschaftung kann diese Leistung 

langfristig erhalten. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 In den Einzugsgebieten, insbesondere in Trinkwasserschutzgebieten, sind Bewirtschaftungsformen 

zur Minimierung von Stoffeinträgen durch Düngemittel und anthropogene, künstliche und hier ins-

besondere schwer abbaubare Stoffe (Pflanzenschutzmittel- und Biozidprodukt-Wirkstoffe sowie 

weiterer Spurenstoffe) in Grundwasser und Oberflächengewässer zu etablieren bzw. zu optimieren.  

 Gegenwärtig genutzte und künftig zu erschließende Trinkwasservorkommen (Vorrang-, Vorbehalts-

gebiete) sind vor möglichen Beeinträchtigungen zu schützen. Dies beinhaltet die Prüfung von Was-

serrechten mit Wirkungen auf Menge und Beschaffenheit unter Berücksichtigung konkurrierender 

Nutzungen. 

 Bestehende Gefährdungen und Risiken im Wasserschutzgebiet sind zu analysieren und zu mini-

mieren. Vorhandene Einträge sind so gering wie möglich zu halten, ihre Auswirkungen auf die Roh-

wasserqualität sind zu beobachten sowie im Hinblick auf Gegenmaßnahmen umfassend zu beur-

teilen. 

 In Einzugsgebieten von bestehenden oder künftigen Trinkwasserfassungen sind vermeidbare Be-

lastungen zu unterlassen. Auf die Einhaltung der stofflichen Anforderungen und Einbaukriterien 
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beim Einsatz mineralischer Ersatzbaustoffe ist zu achten. Das Ausbringen von Stoffen, die im 

Grundwasser angereichert werden können, ist zu minimieren. 

 Land- und Wasserwirtschaft sind eng miteinander verzahnt, sodass Entscheidungen mit dem Ziel 

eines effektiven Ressourcenschutzes aufeinander abgestimmt werden müssen. Kooperatio-

nen/Programme zur Minderung und Vermeidung von Nitrat- und anderen diffusen Einträgen aus 

der Landwirtschaft sind fortzuführen und weiter zu entwickeln. Diese sind durch ein gezieltes Moni-

toring der betroffenen Flächen und relevanten Substanzen zu begleiten. Eine grund- und oberflä-

chenwasserschonende Landbewirtschaftung, auch außerhalb von Schutzgebieten, ist anzustreben. 

 Der interdisziplinäre Austausch und die Kommunikation zwischen Landwirtschaft und Wasserwirt-

schaft sind durch geeignete Formate (Informationsveranstaltungen, Fachberatungen) fortzuführen 

und weiter zu vertiefen.  

 Ein vorsorgender Bodenschutz als Beitrag zum nachhaltigen Grundwasserschutz ist umzusetzen: 

Belastungen der Böden durch Schadstoffeinträge sind zu minimieren, um den Boden als natürliche 

Ressource und in seiner Funktion als Abbau-, Ausgleichs- und Auf-baumedium für stoffliche Einwir-

kungen zu erhalten. Neuversiegelungen sind zu vermeiden und der Anteil unversiegelter Bereiche 

ist nach Möglichkeit zu erhöhen. Auf eine Verminderung der Erosionen ist durch geeignete Maß-

nahmen hinzuwirken.  

 Die Rückführung von geeigneten Sedimenten aus Gewässern auf landwirtschaftlich genutzte Flä-

chen ist unter Berücksichtigung der abfall- und bodenschutzrechtlichen Anforderungen zu optimie-

ren. 

 Forstwirtschaftliche und wasserwirtschaftliche Maßnahmen/Entscheidungen müssen mit dem Ziel 

eines effektiven Ressourcenschutzes aufeinander abgestimmt werden. Maßnahmen zur Minderung 

und Vermeidung von Einträgen aus der Forstwirtschaft sind zu etablieren und weiter zu entwickeln. 

In Wasserschutzgebietsverordnungen sind konkrete forstwirtschaftliche Nutzungsbeschränkungen 

im Hinblick auf die aktuellen Anforderungen zu überprüfen. 

 Gefährdungen in Wasserschutzgebieten durch Stoffeinträge aus Verkehrsinfrastrukturen sind zu 

bewerten und nach Möglichkeit zu minimieren.   

 Die eigenverantwortliche Wahrnehmung der Sicherung und Überwachung von Wasser-gewin-

nungsgebieten durch die Aufgabenträger gemäß § 45 SächsWG wie auch eine regelmäßige be-

hördliche Gewässer- und Abwassereinleitungsüberwachung sind unentbehrlich und daher konse-

quent umzusetzen. Bekannte aber auch neue Spurenstoffe, Mikroorganismen und sonstige quali-

tative Veränderungen sind zu untersuchen. Wo erforderlich, sind unterstützende Vollzugs- und 

Handlungshilfen zu erlassen. 

 Die kontinuierliche als auch ereignisbezogene Überwachung der Rohwasserqualität aus Trinkwas-

sertalsperren sowie deren Einzugsgebiete wird in umfangreichen Überwachungsprogrammen durch 

die Landestalsperrenverwaltung sichergestellt. Grundlage bilden vertragliche Regelungen mit den 

Wasserversorgungsunternehmen, die allgemein anerkannten Regeln der Technik und Empfehlun-

gen der Arbeitsgemeinschaft Trinkwassertalsperren. Hinzu kommt die Überwachung gemäß § 9 

OGewV. 

 



 

 

 

14 

 

 

4 Versorgungssicherheit 

4.1 Schutz der Rohwasserressourcen 

4.1.1 Wasserschutzgebiete 

Grundsätze – Leitbild 

 Trinkwasserschutzgebietsverordnungen und die darin enthaltenen Handlungsbeschränkungen und 

-verbote dienen der Erhaltung der guten Beschaffenheit des Rohwassers und einer Minimierung 

des Aufbereitungsaufwandes und sind damit im Interesse des Gemeinwohls erlassen.  

 Die Durchsetzung der Verbote und Handlungsgebote in Wasserschutzgebieten in Kombination mit 

Einzugsgebietsbegehungen und gezielten Überwachungsmaßnahmen tragen maßgeblich zum 

Rohwasserschutz bei. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Gebiete, welche derzeit oder künftig der öffentlichen Wasserversorgung dienen, sind nach § 51 

WHG als Trinkwasserschutzgebiete festzusetzen. Bestehende Festsetzungen sind hinsichtlich der 

örtlichen Ausdehnung sowie inhaltlichen Beschränkungen zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten. 

Grundlage und Handlungsrahmen für die Bemessung und Ausweisung von Trinkwasserschutzge-

bieten für Grundwasser stellt das DVGW-Arbeitsblatt W 101 und für Oberflächenwasser das 

DVGW-Arbeitsblatt W 102 dar. 

 Durch die konsequente Umsetzung des Multi-Barrieren-Prinzips sollen die stofflichen Risiken für die 

Trinkwasserversorgung minimiert werden. Geboten sind die Gewährleistung einer entsprechend 

guten Rohwasserbeschaffenheit für eine gleichbleibend gute Trinkwasserqualität, die langfristige 

Nutzung ortsnaher Dargebote und eine möglichst naturnahe Aufbereitung.  

 Der Ersatz der Beschlüsse über Trinkwasserschutzgebiete nach § 29 des Wassergesetzes der DDR 

vom 2. Juli 1982 ist durch den Erlass von Rechtsverordnungen auf Grundlage des Wasserhaus-

haltsgesetzes und des Sächsischen Wassergesetzes konsequent voranzutreiben. Die Schutzge-

bietsausweisung ist an den Wasserbedarf, die aktuellen Gewinnungsverhältnisse und Standortbe-

dingungen anzupassen. Für jedes Wasserschutzgebiet soll gemäß Priorisierungsvorgaben eine 

hinreichend aktuelle Schutzzonenverordnung mit vollzugstauglichen Schutzbestimmungen erlas-

sen werden. Dies ist durch ein zielgerichtetes wasserbehördliches Handeln voranzubringen.  

 Zur Begleitung des Prozesses sollen konkrete behördliche Vorgaben zur Zielerreichung etabliert 

und unterstützende Leitfäden erarbeitet werden.  

 Verbote und Handlungsgebote in Wasserschutzgebieten sollen sich an den zu erwartenden Risiken 

ausrichten. Die Erarbeitung von Risikoanalysen und Risikomanagementstrategien ist bereits gel-

tende anerkannte Regel der Technik. Durch die nationale Umsetzung der Vorgaben aus der novel-

lierten Trinkwasserrichtlinie (RL 2020/2184/EU) werden die Anforderungen an Gefährdungsanaly-

sen und Risikomanagement in Wasserschutzgebieten konkretisiert werden.  
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4.1.2 Gefährdungsabschätzung Straßen in Wasserschutzgebieten von Trinkwassertal- 
sperren 

Grundsätze – Leitbild 

 Von Unfällen auf Straßen im Einzugsgebiet von Trinkwassertalsperren und oberflächen-nahen 

Wasserfassungen geht ein hohes Gefährdungspotenzial durch den möglichen Eintrag wasserge-

fährdender Stoffe aus. Die Sicherheit im Straßenverkehr ist in diesen Bereichen somit von essenti-

eller Bedeutung, um die Rohwasservorkommen nachhaltig zu schützen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Das Schutzniveau auf Straßen in Wasserschutzgebieten von Trinkwassertalsperren und oberflä-

chennahen Wasserfassungen soll erhöht werden, um Gefahren durch den Eintrag wassergefähr-

dender Stoffe zu minimieren oder auszuschließen. Die Voraussetzung hierfür bilden festgesetzte 

Wasserschutzgebiete mit klar erkennbarer räumlicher Begrenzung sowie eine schlüssige Bewer-

tung der Gefährdung.  

 Für eine zielgerichtete Planung und priorisierte, effiziente Maßnahmenumsetzung sind fachliche 

Arbeitshilfen bereitzustellen. Die Handlungshilfe „Bestehende Straßen in Wasserschutzgebieten 

sächsischer Trinkwassertalsperren“ ist eine ressortübergreifend abgestimmte Arbeitsgrundlage, die 

hierfür zur Anwendung empfohlen wird und regelmäßig fortgeschrieben werden soll. 

 Die mittels Risikobewertung identifizierten und priorisierten Abschnitte an Straßen in Wasserschutz-

gebieten sollen abgestimmt in wasser- und verkehrsbehördliche Planungen Einlass finden und be-

rücksichtigt werden. Die Umsetzung entsprechender Maßnahmen soll möglichst bis 2030 erfolgen.  

 Die zwischen Wasser- und Verkehrsbehörde (insbesondere Landesamt für Straßenbau und Ver-

kehr) abgestimmt lokalisierten Handlungsbedarfe ermöglichen ein einheitliches und begründetes 

Verwaltungshandeln, schaffen Planungssicherheit und können bei Entscheidungen ermessenlen-

kend wirken. Sie sind regelmäßig fortzuschreiben. 

 Die Forderung nach einem RiStWag- bzw. BeStWag-konformen Ausbau ist als konsequente Um-

setzung des Multi-Barrieren-Prinzips, des Vorsorgegedankens sowie als Maßnahme im Sinne des 

Risikomanagements nach DIN EN 15975-2 zu sehen.  

 Auch kurz- bis mittelfristige Erhaltungsmaßnahmen dienen der lokalen Situationsverbesserung zum 

vorsorglichen Gewässerschutz. 

 Eine vollständige (nach Möglichkeit digitalisierte) Datenlage (wasserrechtliche Erlaubnisse, Geneh-

migungsrechte etc.) ist planungs- und bewertungsrelevant. Seitens der zuständigen Behörden sind 

diese entsprechenden Informationen vorzuhalten.   

 Im Zusammenhang mit (turnusmäßigen) Baumaßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten 

sind nach Möglichkeit kurz- und mittelfristig Maßnahmen zum vorsorglichen Gewässerschutz zur 

Verbesserung des Schutzniveaus umzusetzen.  

 Erforderliche Maßnahmen, die aufgrund der Ausbaudimension ein förmliches Baurechtsverfahren 

und damit einen langfristigen Planungshorizont begründen, sind in entsprechende Ausbau- und Er-

haltungsprogramme einzuordnen und nach Möglichkeit mittelseitig zu untersetzen.  
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 Die Wasser- und Straßenbehörden sind angehalten, Alarmierungs- und Havariepläne zu erarbeiten, 

abzustimmen und fortzuschreiben. 

 

4.1.3 Wasserentnahmeabgabe 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Wasserentnahmeabgabe hat sich als Lenkungsinstrument, aber auch in ihrer voll-zugsunter-

stützenden Funktion bewährt. Sie dient ferner dazu, einen Beitrag zur Erfüllung der Anforderungen 

des Artikels 9 der WRRL im Hinblick auf die Deckung der Kosten der Wasserdienstleistungen zu 

leisten (Funktionentrias: Vorteilsausgleich, Lenkung und Finanzierung). 

 Der Landesgesetzgeber setzt einen finanziellen Anreiz, die Entnahme von Wasser auf das notwen-

dige Maß zu begrenzen und den Einsatz wassersparender Verfahren entsprechend dem Stand der 

Technik zu forcieren. Daneben flankiert die Wasserentnahmeabgabe den ordnungsrechtlichen Voll-

zug mit dem Ziel, das Wasserdargebot nur in dem Umfang zu nutzen, wie dies im Sinne der nur 

begrenzt vorhandenen Ressource geboten ist.  

 Die Wasserentnahmeabgabe ist vor dem Hintergrund der klimatischen Veränderungen mit einer 

zukünftig stärker werdenden Ressourcenknappheit unverzichtbar. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 An der Wasserentnahmeabgabe wird festgehalten. 

 Die Regelungen zur Wasserentnahmeabgabe sind vor dem Hintergrund technologischer, rechtli-

cher und umweltpolitischer Gegebenheiten regelmäßig zu prüfen und soweit erforderlich anzupas-

sen. 

 Das Aufkommen wird weiterhin (nach Abzug des Verwaltungsaufwands) ausschließlich für die in § 

91 Abs. 2 Satz 1 SächsWG genannten Zwecke verwendet. 

 Die Daten zur zweckentsprechenden Verwendung des Aufkommens der Wasserentnahmeabgabe 

werden gemäß den haushaltsrechtlichen Vorgaben in der öffentlich zugänglichen Haushalts- und 

Vermögensrechnung des Freistaates Sachsen bereitgestellt. 

 Der Verwaltungsvollzug ist im Hinblick auf eine zukunftsfähige Verwaltung zu modernisieren und an 

die Anforderungen der Zeit (gebotene Digitalisierung) anzupassen bzw. sind die notwendigen In-

strumente hierfür bereit zu stellen.  

 

4.1.4 Raumplanung 

Grundsätze – Leitbild 

 Der Schutz der Grundwasservorkommen und der Trinkwasserqualität ist eine Schnittmenge was-

serwirtschaftlicher und raumordnerischer Aufgabenstellungen. Ohne die raumordnerische Siche-

rung bedeutender Grundwasservorkommen durch die Ausweisung von Vorrang-, Vorbehalts- und 
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Eignungsgebiete ist eine nachhaltige Wasserversorgung nicht zu erreichen. Gleichzeitig ist eine 

gesicherte Wasserversorgung Grundlage zukunftsfähiger Siedlungsentwicklung. Die gemeindliche 

Planungs- und Entwicklungs-hoheit ist nur durch eine enge Verknüpfung der kommunalen Aufga-

benträger Wasserversorgung mit den kommunalen Planungsträgern sowie der Zusammenarbeit 

der Wasser- und Raumordnungsbehörden wahrnehmbar. 

 Die Aussteuerung/Vermeidung möglicher Nutzungskonkurrenzen um wertvolle Wasser-ressourcen 

ist eine Domäne der Raumordnungs- und Bauleitplanung. Wasserwirtschaftliche Planungen sind 

frühzeitig in räumliche Gesamtplanungen/Bauleitplanungen zu integrieren. 

 Die Instrumente und Verfahren der Raumordnungs- und Bauleitplanung ergänzen das wasserwirt-

schaftliche Bewirtschaftungsinstrumentarium wirksam. Ein koordinierter Einsatz der jeweiligen In-

strumente/Verfahren ist Voraussetzung für einen effektiven Ressourcenschutz und die langfristige 

Sicherung von Rohwasserreserven. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Raumordnungsplanung, Bauleitplanung und wasserwirtschaftliche Planung sollen auf einer ge-

meinsam abgestimmten Strategie basieren. Dadurch sollen Fehlentwicklungen, wie eine langfristig 

nicht gesicherte Wasserversorgung aufgrund dynamischer Siedlungsentwicklungen oder aber nicht 

refinanzierbare Infrastrukturfolgekosten sowie die Beeinträchtigung bedeutsamer Grundwasservor-

kommen, verhindert werden. 

 Regionalpläne sollen durch Vorrang-, Vorbehalts-, und Eignungsgebiete den großflächigen Schutz 

wertvoller Rohwasserbestände unter dem Aspekt kritischer Veränderungen der Wasserhaushalts-

größen sichern. 

 Raumordnungspläne (Regionalpläne) sollen mit den Aufgabenträgern Wasserversorgung und den 

zuständigen unteren Wasserbehörden abgestimmte Festlegungen zur Sicherung von Trinkwasser-

schutzgebieten und zur langfristigen Sicherung von strategischen Grundwasservorkommen enthal-

ten (Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete). Das setzt voraus, dass die Erarbeitung der Plan-

unterlagen abgestimmt erfolgt. Die in den Wasserversorgungskonzepten begründeten Entwicklun-

gen der Wasserversorgungsinfrastruktur sind Schlüsselinformationen, die gebührend zu berück-

sichtigen sind. 

 Raumordnungsbehörden/kommunale Planungsträger sollen Wasserbehörden und Auf-gabenträger 

frühzeitig über Planungsabsichten informieren, die wasserwirtschaftliche Fachexpertise einholen 

und auf dieser Grundlage die Umsetzbarkeit der Planungsabsichten prüfen sowie eine Abwägung 

zur Aussteuerung potenzieller Nutzungskonflikte vornehmen. 

 Der frühzeitige Abgleich raumordnerischer Planungen/Bauleitplanungen mit wasser-wirtschaftli-

chen Grundsatzplanungen soll auch räumliche Disparitäten bei Wasserinfrastrukturkosten (Infra-

strukturfolgekosten) aufzeigen. Fehlt es an dem kommunalen Investitionspotenzial für die Erhaltung 

bzw. die Erweiterung vorhandener Wasserversorgungsinfrastruktur, müssen zur Absicherung kom-

munaler Bauleitplanungen gegebenenfalls leistungsfähigere Strukturen gebildet werden.  

 Die Wasservorkommen in den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten Wasserversorgung sind so zu nut-

zen und/oder zu schützen, dass die dauerhafte Regenerationsfähigkeit des Wasserdargebotes ge-

währleistet ist und nachhaltige Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden werden. Durch 
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die oberste Wasserbehörde ist zu prüfen, ob diese Forderung, auch zur Vereinheitlichung des Ver-

waltungshandelns, durch weitergehende Erlasse zu untersetzen ist.  

 Die unteren Wasserbehörden haben die im Rahmen des Beteiligungsverfahrens vorgelegten Pla-

nungsentwürfe in Kenntnis der regionalen Wasserversorgungssituation und prognostizierten Ent-

wicklung sowie unter Berücksichtigung der konzeptionellen Ausführungen der Aufgabenträger im 

Interesse einer nachhaltigen Wasserversorgung zu prüfen und von ihrer Mitwirkungspflicht Ge-

brauch zu machen.  

 Die den Regionalplänen zugrundeliegenden Studien und fachlichen Ausführungen können im was-

serbehördlichen Vollzug zusätzliche Informationsquellen darstellen und zur Beschreibung regiona-

ler, wasserwirtschaftlich relevanter Spezifika dienlich sein.   

 

4.2 Entwicklung der Reinwasserqualität 

Grundsätze – Leitbild 

 Im Freistaat Sachsen ist flächendeckend die Qualität des Trinkwassers entsprechend den Anforde-

rungen der Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch (Trinkwas-

serverordnung) zu gewährleisten. Dies gilt auch für die Versorgung aus dezentralen kleinen Was-

serwerken und Kleinanlagen zur Eigenversorgung. 

 Die Träger der öffentlichen Wasserversorgung sollen nach den Grundsätzen der Verhältnismäßig-

keit solche Rohwässer verwenden, die mit einfachen und naturnahen Verfahren zu Trinkwasser 

aufbereitet werden können (§ 42 Abs. 1 Satz 3 SächsWG).  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die ausgezeichnete Trinkwasserqualität der großen zentralen Wasserwerke (Abgabe von mindes-

tens 1.000 Kubikmeter Wasser am Tag bzw. Versorgung von mindestens 5.000 Personen) muss 

auch vor dem Hintergrund von Einflussfaktoren wie Klimawandel, Bevölkerungsentwicklung, zuneh-

mende Bedeutung von Spurenstoffen und der mit Umsetzung der novellierten Trinkwasserrichtlinie 

zu erwartenden Erhöhung der Anforderungen langfristig sicher aufrechterhalten werden. 

 Die überwiegend sehr gute Trinkwasserqualität der kleineren zentralen Wasserwerke (Abgabe von 

mindestens zehn bis unter 1.000 Kubikmeter Wasser am Tag bzw. Versorgung von mindestens 50 

bis unter 5.000 Personen) ist aufrechtzuerhalten und besser gegen Risiken abzusichern. Die Be-

wältigung der oben genannten Herausforderungen gestaltet sich für kleinere Anlagen aufgrund ge-

ringerer technischer und personeller Ressourcen schwieriger. Soweit die Anlagen durch private 

Wassergemeinschaften betrieben werden, kann zur Aufrechterhaltung eines regelkonformen Be-

triebes eine Unterstützung durch den örtlichen Wasserversorger erfolgen.  

 Für einzelne kleine, nicht öffentlich organisierte Wasserwerke sind kurzfristige Verbesserungen er-

forderlich, vorzugsweise durch Ablösung oder Überführung der Anlage in die Verantwortung des 

zuständigen Wasserversorgers. 
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 Sowohl dezentrale kleine Wasserwerke als auch Kleinanlagen zur Eigenversorgung sollten eine 

Ausnahmelösung für die Fälle sein, in denen eine zentrale öffentliche Wasserversorgung nach sorg-

fältiger Prüfung ausscheidet. Soweit möglich sollte ein Anschluss bisher aus dezentralen kleinen 

Wasserwerken oder aus Kleinanlagen zur Eigenversorgung versorgter Haushalte bzw. Gewerbe-

betriebe an die öffentliche Trinkwasserversorgung erfolgen. 

 Betreiber von nicht ablösbaren dezentralen kleinen Wasserwerken oder Kleinanlagen zur Eigenver-

sorgung können durch die Aufgabenträger der öffentlichen Wasserversorgung unterstützt und be-

raten werden, um die Qualität des abgegebenen Wassers zu gewährleisten. 

 

4.3 Betrieb und Organisation 

4.3.1 Unternehmensorganisation (Regelwerk, Benchmarking, Technisches Sicherheitsma-
nagement) 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Leistungsfähigkeit der sächsischen Wasserversorgungsunternehmen hinsichtlich der Kriterien 

Versorgungssicherheit, der Einhaltung der Qualitätsstandards, der Wirtschaftlichkeit und Kunden-

zufriedenheit ist aufrechtzuerhalten und auch künftig zu sichern und zu verbessern.  

 Eine wesentliche Voraussetzung, die Leistungsfähigkeit zu erhalten und zu steigern, ist die Bereit-

schaft zur Zusammenarbeit und zu überbetrieblichem Denken auf technischer, fachlicher und be-

triebswirtschaftlicher Ebene. 

 Das einschlägige fachliche Regelwerk ist konsequent anzuwenden. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Das eigenverantwortliche Handeln von Wasserversorgungsunternehmen, die eine freiwillige TSM-

Zertifizierung anstreben, ist zu unterstützen.  

 Als wichtiges Instrument des Leistungsvergleiches dient das Benchmarking. Die Aufgabenträger 

sind aufgerufen, die Vorteile von Kennzahlenvergleichen zu nutzen, um betriebliche Entwicklungs-

potenziale zu erkennen.  

 Die Bemühungen des BDEW/DVGW nach einem breit angelegten Beteiligungsprozess am „Kenn-

zahlenvergleich Trinkwasserversorgung Freistaat Sachsen“ sind fachpolitisch zu unterstützen. Die 

Teilnahme an Benchmarking-Projekten soll allerdings weiter freiwillig bleiben. 

 Auf die Umsetzung des technischen Regelwerks ist durch die Vollzugsbehörden verstärkt hinzuwir-

ken. Die obere Wasserbehörde/LfULG informieren frühzeitig über aktuelle Regelwerksänderungen. 

Angebote zur behördlichen Weiterbildung müssen aktiv genutzt, bei erkennbaren Defiziten geschaf-

fen werden.  
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4.3.2 Digitalisierung 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Digitalisierung von Prozessen in der Wasserversorgung bietet zukunftsweisende Potenziale zur 

Optimierung der Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, Nachhaltigkeit und Kunden-zufriedenheit. 

 Voraussetzung für eine erfolgreiche Transformation ist die Kenntnis über den Status quo des eige-

nen Unternehmens bezogen auf die digitale Kompetenz und die relevanten technischen Kenngrö-

ßen sowie eine realistische Vorstellung der möglichen Einsatzbereiche und Gestaltungsfelder. 

 Der Fortschritt einer digitalen Transformation darf nicht zu einem Verlust von Sicherheit bzw. einem 

Kenntnisverlust analoger Betriebsabläufe, Betriebssteuerung etc. führen.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Informations- und Weiterbildungsangebote z. B. DVGW Reifegradmodell Wasserversorgung 

4.0 sind bestmöglich zu nutzen. 

 Die Mitwirkung in Gremien, die fachspezifische Anforderungen der Digitalisierung für die Wasser-

versorgungsbranche „übersetzen“ und zu Mindestanforderungen für die Standardisierung von bran-

chenspezifischer Software oder Systemen entwickeln, ist zu empfehlen.  

 Ein sorgfältiges Abwägen, welche Schritte im Sinne einer nachhaltigen Versorgungs- und Ge-

schäftspolitik sinnvoll sind, ist geboten (keine Digitalisierung um jeden Preis). Die Risiken digitaler 

Aufgabenerfüllung sind offen zu diskutieren. 

 

4.3.3 IT-Sicherheit 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Wasserversorgung als Teil der Kritischen Infrastruktur ist in ihren IT-Systemen bestmöglich zu 

schützen. Zur Erreichung und Aufrechterhaltung eines angemessenen Schutzniveaus sind geeig-

nete organisatorische und technische Maßnahmen umzusetzen. Für technische Maßnahmen sind 

von allen Wasserversorgungsunternehmen als Mindestmaß die allgemein anerkannten Regeln der 

Technik zugrunde zu legen.  

 Die zentrale strategische Sicherheitsinstanz in der Informationssicherheitsorganisation im Freistaat 

Sachsen, der BfIS Land3, unterstützt auf Ersuchen kleine und mittlere Unter-nehmen bei Maßnah-

men zur Erhöhung der IT-Sicherheit. 

 Die Anforderungen des Datenschutzes und der IT-Sicherheit müssen bei der Umsetzung der ge-

setzlichen Aufgaben gewährleistet sein, die allgemein anerkannten Regeln der Technik sind bei den 

Fachdatenbanken der Wasserbehörden als Maßstab bindend.   

 

 

 
3 Beauftragter für Informationssicherheit des Landes 
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Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Aufgabenträger der öffentlichen Wasserversorgung nutzen alle Möglichkeiten der Anpassung 

ihrer IT-Sicherheitsvorkehrungen sowie die beratende Unterstützung der Fachverbände und der 

freistaatlichen Informationssicherheitsorganisation BfIS Land.  

 Weiterbildung und Sensibilisierungsveranstaltungen wie z. B. SAX Cert können hilfreiche Informa-

tionen zum Schutz der unternehmensinternen IT-Strukturen geben.  

 Ein (rechts)sicherer Datenaustausch zur Umsetzung des gesetzlichen Wasserversorgungsauftra-

ges muss gewährleistet bleiben, dazu werden konsequent alle Möglichkeiten der Optimierung ge-

prüft und umgesetzt.  

 Die mittel- bis langfristige Planung sieht die Neukonzipierung und -entwicklung der Datenbankan-

wendung WAVE vor, die den technischen und rechtlichen Anforderungen (Datenschutz und Infor-

mationssicherheit) sowie den wasserwirtschaftlichen Aufgaben und Berichterstattungen gerecht 

werden kann. 

 

4.3.4 Interkommunale Zusammenarbeit 

Grundsätze – Leitbild 

 Der Erhalt und der Ausbau der verschiedenen Formen bestehender kommunaler Zusammenarbeit 

sind Grundlage für die Bewältigung demografischer Herausforderungen4 bei stetig steigenden tech-

nischen Anforderungen und schließlich für den Erhalt sozialverträglicher Entgelte.  

 Die Sicherstellung der Wasserversorgung verlangt insbesondere mit Blick auf die sich verstetigen-

den Klimaextreme stärker als bisher die Bildung und weitere Vernetzung überörtlicher Strukturen. 

Neben der bewährten Form des Zusammenschlusses in Zweckverbänden, können kommunale Ar-

beitsgemeinschaften oder die Zusammenarbeit über Zweckvereinbarungen Vorstufen einer inten-

siven kommunalen Zusammenarbeit im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft sein.  

 Welches die sinnvollste und zur Zielerreichung geeignetste Form der kommunalen Kooperation ist, 

bleibt jedoch grundsätzlich eine Abwägungsentscheidung des jeweiligen Aufgabenträgers; die Ent-

scheidung obliegt allein den Gemeinden im Rahmen ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechts. 

 In problematischen, durch die pflichtige Gemeinde nicht allein zu lösenden Versorgungs-konstella-

tionen, soll die Pflicht der öffentlichen Wasserversorgung öffentlich-rechtlichen Verbänden übertra-

gen werden (§ 43 Abs. 2 SächsWG). Die herausgehobene Bedeutung der öffentlichen Wasserver-

sorgung für die Daseinsvorsorge rechtfertigt dabei im Ausnahmefall auch die Ausschöpfung des 

rechtsaufsichtlichen Instrumentariums (insbesondere die Bildung von Pflichtverbänden nach § 50 

bzw. der Abschluss von Pflichtvereinbarungen nach § 73 SächsKomZG). 

 

 

 
4 Interkommunale Zusammenarbeit ist Element der Demografiestrategie der Bundesregierung 
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 Die Aufgabe der öffentlichen Wasserversorgung auch in Not- und Krisensituationen muss als 

Pflichtaufgabe der Daseinsvorsorge in kommunaler Hand bleiben. Die intensive kommunale Zu-

sammenarbeit schafft die Voraussetzungen dafür, dass Wasser als unentbehrliches Lebensmittel 

dem freien Wettbewerb entzogen bleibt. 

 Die zuständigen Rechtsaufsichtsbehörden sind erster Ansprechpartner für kommunale Zusammen-

arbeit. In jedem Landkreis und in der Landesdirektion Sachsen stehen Ansprechpartner für Fragen 

der kommunalen Zusammenarbeit zur Verfügung. Sie informieren, beraten Kommunen und beglei-

ten diese bei Rechtsfragen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Knapper werdende Rohwasserressourcen sollen gemeinsam bewirtschaftet, Versorgungsaufgaben 

gemeinsam wirtschaftlicher als bisher erfüllt werden.  

 Die Versorgungssicherheit soll u.a. vor dem Hintergrund langer Trockenperioden und Überschnei-

dung mit Spitzenlastzeiten durch den Aufbau von Redundanzen (Verbundoptionen) gewährleistet 

werden. 

 Die etablierten Formen der kommunalen Zusammenarbeit sollen erhalten, unterstützt und erweitert 

werden. Insbesondere bestehende technische Versorgungs- und Notverbünde sind zu stärken und 

auszubauen. 

 Flexible, administrativ weniger aufwendigere Formen der kommunalen Zusammenarbeit wie die 

kommunaler Arbeitsgemeinschaften und Zweckvereinbarungen sollen verstärkt genutzt werden. 

 Die Rohwassergewinnungsgebiete finden sich oft im ländlichen Raum, während der Nut-

zungschwerpunkt zumeist in den mittel- bzw. großstädtischen Zentren liegt. Dieser bezüglich der 

Gewinnung und Nutzung faktisch bestehende Zusammenhang soll sich auch in organisatorischen 

Stadt-Umland-Kooperationen widerspiegeln5. 

 Die Vermeidung erheblicher Gebührenbelastungen kann zukünftig nur durch eine verstärkt solida-

rische Abgabenkalkulation im Zuge kommunaler Zusammenarbeit erfolgen.  

 Die anstehende Überarbeitung der Wasserversorgungskonzepte soll den Aufgabenträgern Anre-

gung sein, neue Möglichkeiten und den Ausbau bestehender Formen kommunaler Zusammenarbeit 

aktiv zu prüfen. 

 Die zuständigen Rechtsaufsichtsbehörden sollen die Aufgabenträger der Wasserversorgung wie 

bisher zu geeigneten Formen der kommunalen Zusammenarbeit beraten. Sie sollen insbesondere 

bei der Prüfung der Wasserversorgungskonzepte Partner der Wasserbehörden sein.  

 Analog zu dem erfolgreichen Format der Kläranlagen-, Kanal-, und Gewässernachbarschaften soll 

im Zusammenwirken mit dem BDEW/dem DVGW die Bildung von sächsischen (Trink)Wassernach-

barschaften angeregt werden.  

 

 

 
5 Die staatliche Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist als Ziel in Artikel 72 des Grundgesetzes ver-

ankert (vgl. dazu auch §§ 1 und 2 Abs. 3 ROG). 
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 Die kommunale Zusammenarbeit wird durch den Freistaat Sachsen unterstützt durch Beratung, 

Veranstaltung regionaler Workshops, die Kommunikation von Best Practice Beispielen, die Beglei-

tung von Modell- und Pilotprojekten.  

 

4.3.5 Gebühren- und Entgeltkalkulation 

Grundsätze – Leitbild 

 Eine sichere und nachhaltige öffentliche Trinkwasserversorgung muss mit Blick auf die Gebühren 

und Entgelte auch künftig für alle Verbraucher gewährleistet bleiben. 

 Die auf die Trinkwasserversorgung wirkenden Rahmenbedingungen im Tarifgebiet eines Trinkwas-

serversorgers sind bei der Entgelt- und Gebührenkalkulation konsequent und unter Beachtung mit-

tel- bis langfristiger Änderungen zu berücksichtigen. Dies gilt vor allem für Veränderungen, die in-

folge des Klimawandels auf die Versorgungsstruktur und die Bereitstellungssicherheit wirken wer-

den sowie für die Gestehungskosten einer nachhaltigen Wasserversorgung.  

 Die Gebühren bzw. Entgelte für die Trinkwasserversorgung sind grundsätzlich kostendeckend zu 

gestalten. Deshalb muss die öffentliche Trinkwasserversorgung auch künftig in einem Rahmen si-

chergestellt werden, der die Leistungsfähigkeit der Gebühren- bzw. Entgeltpflichtigen nicht überfor-

dert. 

 Es ist darauf hinzuwirken, dass mit Blick auf das Kostendeckungsprinzip alle Kosten der Sicherstel-

lung der Wasserversorgung einschließlich der Umwelt- und Ressourcenkosten bei kartellrechtlichen 

oder kommunalaufsichtlichen Überprüfungen der Wasserentgelte und -gebühren Anerkennung fin-

den. 

 Maßnahmen zur Schaffung einer höheren Preis- und Gebührentransparenz versetzen die Verbrau-

cher in die Lage, das Gebühren- und Entgeltniveau ihres Versorgers besser nachvollziehen zu kön-

nen.  

 Das Entgelt für die Bereitstellung von Rohwasser aus Talsperren zur öffentlichen Trinkwasserver-

sorgung ist ein Vorhalteentgelt, das nach dem Solidarpreisprinzip als kalkulatorischer Selbstkosten-

preis bestimmt wird.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Kosten der Aufgabenträger der öffentlichen Wasserversorgung zur Anpassung ihrer Planungen, 

Investitionen und den Betrieb der Wasserversorgungsanlagen an mittel- und langfristige Entwick-

lungen (Demografie, Klimawandel, Bereitstellungssicherheit, Wasserbedarf) müssen in den Gebüh-

ren und Entgelten abgebildet sein. Es ist zu prüfen, ob die Gestaltung zukunftsfester Wasserpreise 

ggf. auch durch neue Gebühren- bzw. Entgeltmodelle unterstützt werden könnte. 

 Der Investitionsbedarf ist in Investitions- und Sanierungsstrategien abzubilden. Besteht zur Siche-

rung einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung ein erheblicher Investitionsbedarf, welcher unter 

Nachweisführung des Aufgabenträgers der öffentlichen Wasserversorgung über eine sozialverträg-
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liche Gebühren- und Entgeltanpassung und Ausschöpfung der kalkulatorischen und organisatori-

schen Möglichkeiten nicht abgedeckt werden kann, ist der Freistaat ermessensleitend gefordert, 

Strategien und Instrumente zur Unterstützung der Aufgabenträger zu prüfen. 

 Die Kenntnis der Gebühren- und Entgeltentwicklung unter Berücksichtigung der Wandelfaktoren ist 

eine wesentliche Grundlage für die strategische Ausrichtung des fachpolitischen Handelns in der 

Wasserversorgung. Hier gilt es insbesondere den ländlichen Raum im Blick zu behalten.  

 

4.4 Bereitstellungssicherheit 

4.4.1 Bereitstellungsstufenkonzept der LTV 

Grundsätze – Leitbild 

 Für die Wasserbereitstellung genutzter Stauraum teilt sich auf in den Betriebsraum, dessen Größe 

in Verbindung mit dem Zuflussgeschehen die Abgabeleistung (bereitstellbare Wassermenge) be-

stimmt, und in den sog. Reserveraum, der grundsätzlich unangetastet bleibt und nur der Sicherung 

einer ausreichenden Qualität (Güte) des Talsperrenwassers dient. 

 Gute (nationale und internationale) fachliche Praxis ist die Talsperrenbewirtschaftung nach sog. 

Lamellenplänen, d. h. die Zulässigkeit der Abgabe von Wasser mit einer definierten Bereitstellungs-

sicherheit ist abhängig von der Entwicklung (Jahresgang) des Speicherinhaltes. 

 Zur Vermeidung des Risikos eines Totalausfalls der Wasserbereitstellung im Defizitzeit-raum wer-

den Bereitstellungsstufen eingeführt, die bei Unterschreiten bestimmter Speicherinhalte eine vor-

sorgliche (relativ geringe) Reduzierung der bereitstellbaren Wassermenge zur Folge haben mit dem 

Ziel, in den der Bereitstellungssicherheit von < 100 % geschuldeten Defizitzeiträumen besser ver-

sorgungswirksam bleiben zu können.  

 Das Bereitstellungsstufen (BSS)-Konzept ist ein geeignetes Instrument zur Berechnung, Planung 

und Bewirtschaftung von Talsperrendargeboten. Die Regelabgabe ohne Ausrufung von Bereitstel-

lungsstufen (BSS) und die Abgabe gemäß BSS III sind eine statistisch sichere, fundierte Planungs-

grundlage für die Wasserversorgung. Das heißt aber weder, dass künftig allein die Rohwasserab-

gabe bei BSS III für die Wasserversorgung maßgebend sein sollte noch, dass nicht auch unter 

bestimmten, extremen und unwahrscheinlichen, aber letztlich nicht absolut auszuschließenden Um-

ständen auch die BSS III unterschritten werden könnte. In der Natur gibt es keine absolute Sicher-

heit, weder für Talsperren noch für Grundwasserdargebote.   

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die anlagenbezogenen Rohwasserbereitstellungsmengen und die damit einhergehenden Bereit-

stellungssicherheiten einschließlich der Bereitstellungsstufenregelungen finden Eingang in die Roh-

wasserbereitstellungsverträge der Landestalsperrenverwaltung mit ihren Abnehmern und müssen 

sich auch in den Abnahmeverträgen nachgeordneter Lieferbeziehungen spiegeln.  

 Die im Falle von Bereitstellungsstufen eintretenden Differenzen im Rohwasserbezug mit signifikan-

ter Auswirkung auf die Versorgungssicherheit sind in der Zuständigkeit des jeweiligen Versorgers 
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(= Rohwasserabnehmers) durch geeignete Maßnahmen der Not- und Krisenplanung auszuglei-

chen. Dabei ist vorrangig u. a. zu prüfen, wie die (vertraglich bekannten) Mengendefizite bei Ausru-

fung von Bereitstellungsstufen z. B. aus örtlichen Dargeboten, durch Zuleitung aus benachbarten 

Versorgungsgebieten (Verbünden) oder mobilen Interimslösungen substituiert werden können. 

 Im Rahmen der konzeptionellen Planung soll gezielt auf die entstehenden Fehlmengen bei BSS III 

eingegangen werden. Für das verbleibende Restrisiko, abhängig vom Einschränkungsszenario, so-

wie Fehlmengen unterhalb der BSS III ist zu sensibilisieren und mit den Not- und Krisenplanungen 

der Wasserversorger (Instrument der Versorgungssicherheit) in Einklang zu bringen. 

 Um die Rohwasserbereitstellung aus Talsperren zur Trinkwasserversorgung der Bevölkerung bei 

Extremtrockenwetterlagen so lange wie möglich zu sichern, wird die Landestalsperrenverwaltung 

insbesondere dann, wenn die Zuflüsse zur jeweiligen Talsperre die in der wasserrechtlichen Zulas-

sung festgelegten Mindestabgaben unterschreiten, ein den Umständen angepasstes Betriebsre-

gime fahren. Voraussetzung für die Gestattung einer von der wasserrechtlichen Zulassung abwei-

chenden Bewirtschaftung ist die Anzeige und Begründung der wasserversorgungssichernden Not-

wendigkeit durch die Landestalsperrenverwaltung bei der prüfenden Behörde, der Landesdirektion 

Sachsen. Zur Einschätzung der wasserwirtschaftlichen Situation und des wasserversorgungssi-

chernden Erfordernisses sind regelmäßig die unabweisbaren Rohwasserbedarfe der Versorger zu 

erfassen, die nicht anderweitig z. B. über alternative Rohwasserressourcen, Einspeise-punkte oder 

Verbünde substituierbar sind und bei deren Ausfall eine Gefährdung der öffentlichen Wasserver-

sorgung zu besorgen ist.  

 Naturgemäß ist auch die Rohwasserbereitstellung aus Talsperren verwundbar. Dies rechtfertigt die 

Einrichtung eines Arbeitsformates zur Abstimmung der jeweiligen An-passungs- und Vorsorgestra-

tegien. Ziel muss dabei eine konkrete Untersetzung der kommunalen Pflichtaufgabe Daseinsvor-

sorge in Not- und Krisensituationen einerseits und die Untersetzung der staatlichen Bewirtschaf-

tungsaufgabe in extremen hydrologischen Lagen andererseits sein. Dazu ist das bewährte System 

der Bereitstellungsstufen (Bewirtschaftungsinstrument) mit den Not- und Krisenplanungen der Was-

serversorger (Instrument der Versorgungssicherheit) in Einklang zu bringen. 

4.4.2 Wasserversorgung in Not- und Krisensituationen 

Grundsätze – Leitbild 

 Die Wasserversorgung als elementares Gut der Daseinsvorsorge ist über den Normalbetrieb hinaus 

auch in Not- und Krisensituationen aufrecht zu erhalten. Es sind alle notwendigen Vorkehrungen zu 

treffen, um die Versorgung der Bevölkerung im größtmöglichen Umfang zu sichern und die norma-

len Betriebsbedingungen durch ein geeignetes Krisenmanagement gemäß Regelwerk so schnell 

wie möglich wiederherzustellen.  

 Der gesetzliche Auftrag der Wasserversorgung in Not- und Krisensituationen ist durch alle Aufga-

benträger konzeptionell-planerisch als Bestandteil der Wasserversorgungs-konzepte zu unterset-

zen. Dabei sind die mit Gefährdungen einhergehenden Eintritts-wahrscheinlichkeiten (z. B. BSS der 

LTV) zu berücksichtigen und müssen sich auch in der Beschreibung der Versorgungssicherheit für 

die jeweiligen Versorgungsbereiche konzeptionell und ggf. vertraglich abbilden.   

 Die Erarbeitung von Notfallkonzepten ist eine komplexe Aufgabe, die nur im Zusammenspiel aller 

Verantwortungsträger (Wasserversorger (Rein- und Rohwasserlieferant), Kommune, Landkreis mit 
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Gesundheits-, Wasser- und Katastrophenschutzbehörden) nachhaltig gelöst werden kann. Pla-

nungsrelevante Eingangs- und Zielkriterien müssen übergreifend abgestimmt werden, um vor allem 

an den Schnittstellen unterschiedlicher Ressorts und Zuständigkeiten Reibungsverluste zu verhin-

dern.  

 Die kommunalen und staatlichen Verantwortungsträger sind in der Pflicht, im Rahmen ihrer Zustän-

digkeit ergänzende Vorsorgemaßnahmen zu planen und umzusetzen bzw. Instrumente zur Verfü-

gung zu stellen. Es bedarf einer klaren Zuweisung von Aufgaben und Zuständigkeiten vor allem an 

den Schnittstellen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Gemäß Methodik ist im Rahmen der Erarbeitung von Wasserversorgungskonzepten eine Bewer-

tung der Redundanz der technischen Infrastruktur bezogen auf die Szenarien Stromausfall und 

Ausfall einer systemrelevanten Versorgungskomponente einschließlich einer quantitativen Bewer-

tung der Reservekapazitäten vorzunehmen. Beiden Szenarien liegt eine ausführliche Beschreibung 

zugrunde, die als Arbeitshilfe ausgereicht wird. Ergänzend sind bereits vorhandene Maßnahme-

pläne nach § 16 TrinkwV, Notfall- und Havariekonzepte des Wasserversorgers darzustellen. Je 

nach Kenntnis- und Planungsstand sind für das Versorgungsgebiet die Versorgungsteilbereiche/Bi-

lanzeinheiten/Einwohnerzahlen zu erfassen, für die noch keine oder nur eine unzureichende Pla-

nung vorliegt. 

 Naturgemäß ist auch die Rohwasserbereitstellung aus Talsperren verwundbar. Dies rechtfertigt die 

Einrichtung eines Arbeitsformates zur Abstimmung der jeweiligen An-passungs- und Vorsorgestra-

tegien. Ziel muss dabei eine konkrete Untersetzung der kommunalen Pflichtaufgabe Daseinsvor-

sorge in Not- und Krisensituationen einerseits und die Untersetzung der staatlichen Bewirtschaf-

tungsaufgabe in extremen hydrologischen Lagen andererseits sein. Dazu ist das bewährte System 

der Bereitstellungsstufen (Bewirtschaftungsinstrument) mit den Not- und Krisenplanungen der Was-

serversorger (Instrument der Versorgungssicherheit) in Einklang zu bringen. 

 Die LTV stellt Rohwasser aus Talsperren für die Trinkwasserversorgung bereit. Die Trink-wasser-

talsperren sind so zu betreiben, dass auch die Trinkwasserversorgung langfristig und dauerhaft 

sichergestellt ist. Als Betreiber von Trinkwassertalsperren (§ 68 SächsWG) ist die Landestalsper-

renverwaltung zur Durchführung von Risikobetrachtungen gemäß a.a.R.d.T. verpflichtet. Das Risi-

komanagement fokussiert auf den Erhalt der Funktionsfähigkeit der Talsperren und des technischen 

Anlagenbetriebes zur Sicherung der Rohwasserabgabe in geregelter Menge und Güte.  

 Bei Abhängigkeit von Rohwasserlieferungen aus Talsperren ist der nicht substituierbare Rohwas-

serbedarf bei Eintritt von Bereitstellungsstufen zu quantifizieren. 

 Mittelfristiges Ziel ist es, dass durch alle sächsischen Aufgabenträger ein ganzheitliches Notfallkon-

zept zur Sicherstellung der Wasserversorgung erarbeitet wird, das die jeweils gebotenen präven-

tiven Maßnahmen (Notfallvorsorge) sowie Maßnahmen zur Bewältigung von Not-, Krisen- und Ka-

tastrophensituationen abbildet. Dazu ist es erforderlich, dass mögliche Ereignisstufen und ihre Aus-

prägung sowie Zielkriterien im Vorfeld ressortübergreifend (Kommune, Landkreis mit Gesundheits-

, Wasser- und Katastrophenschutzbehörden) abgestimmt und festgelegt werden.  

 Die vollzugstaugliche „Übersetzung“ der Ereignisstufen erfordert eine rechtliche Standortbestim-

mung. Hierzu wird das SMEKUL eine entsprechende Auslegung erarbeiten. 
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 Für die erfolgreiche Bewältigung von Not- und Krisensituationen ist die Planung und Bereitstellung 

der erforderlichen personellen und technischen Ressourcen unabdingbar. Alle Verantwortungsträ-

ger müssen die entsprechenden Notfallvorsorgemaßnahmen sowie -pläne kennen. 

 Eine Risikoanalyse kann relevante Informationen zum Prozessverständnis und zur Aufdeckung von 

strukturellen, technischen, personellen Defiziten liefern. Zur Durchführung von Risikobetrachtungen 

und zur weiteren Planung der Notfallkonzepte wird auf die einschlägigen und fachlich fundierten 

Leitfäden des BBK verwiesen. 

 Dem Potenzial der interkommunalen Zusammenarbeit (Kooperation benachbarter Versorger, land-

kreisübergreifende behördliche Zusammenarbeit) kommt bei der Erstellung der Notfallkonzepte 

eine wichtige Bedeutung zu, da sie Maßnahmenspielräume erweitert oder bei der Kostenminimie-

rung/Effizienzsteigerung von Maßnahmen unterstützend wirken kann. 

 Mit der Aufstellung von Notfallkonzepten sollen auch die Landkreise/kreisfreien Städte für die mög-

lichen Folgen von Ausfallszenarien sensibilisiert werden und im Rahmen ihrer Zuständigkeit und 

Verantwortung rechtzeitig geeignete Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Trinkwas-

serversorgung abstimmen (z. B. Anordnung und Kontrolle von Einschränkungen bei der Bewässe-

rung von Grünflächen oder Einschränkungen oder Verbote zur Wasserentnahme aus Flüssen, Bä-

chen oder Seen im Bedarfsfall). 

 Den zuständigen Wasserbehörden obliegt die Prüfung der Ausführungen zur Not- und Krisenpla-

nung in den Wasserversorgungskonzepten, sowie der erklärten nicht substituierbaren Wasserbe-

darfe bei Abhängigkeit von Rohwasserlieferungen. Darüber hinaus bilden die Wasserversorgungs-

konzepte die Grundlage für ergänzende, übergreifende Notfallvorsorgekonzepte der Land-

kreise/Kreisfreien Städte. 

 Die mit den Wasserversorgungskonzepten aktualisierten spezifischen regionalen und überregiona-

len Roh- und Reinwasserbilanzen sollen durch SMEKUL/LfULG genutzt werden, um für definierte 

Havarieszenarien unter Einbeziehung von Speicherkapazitäten das technische Reaktionsvermögen 

auf unterschiedlichen Ebenen analysieren und bewerten zu können. 

 Der Freistaat Sachsen wird die Bemühungen um eine integrative und abgestimmte Notfallplanung 

unterstützen und im Hinblick auf landkreisübergreifende Sicherstellungserfordernisse konzeptionell-

planerisch mitwirken. 

 Die erforderlichen Aufwendungen zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgabe der Wasserversorgung in 

Not- und Krisensituationen sind als Teilaufgabe der Wasserversorgung gebührenfähig und in die 

Gebühren- und Entgeltkalkulation einzupreisen. 
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4.4.3 Brunnen- und Quellfassungen als Redundanzen zur Sicherstellung der Wasserver-
sorgung 

Grundsätze – Leitbild 

 Brunnen- und Quellfassungen sind bei ausreichender Menge bzw. Quellschüttung, Beschaffenheit 

und Schützbarkeit geeignete Dargebotsreserven, die als Redundanz zur Sicherstellung der Da-

seinsvorsorge berücksichtigt werden sollten.   

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die künftige Verwendung von Brunnen- und Quellfassungen ist konzeptionell zu prüfen, um unter 

Berücksichtigung der Aspekte Menge/Schüttung, Beschaffenheit und Schütz-barkeit geeignete Fas-

sungen als alternative Rohwasserquellen zur redundanten Not- und Krisenwasserversorgung zu 

bewahren. 

 Brunnen- und Quellfassungen, die als redundante Fassungen für die Not- und Krisenversorgung 

vorgehalten werden, sind im Wasserversorgungskonzept aufzuführen.  

 Brunnen- und Quellfassungen, die nicht mehr aktiv für die Trinkwasserversorgung genutzt werden, 

sind konzeptionell zu überprüfen. Die Nachnutzung ist zu prüfen und festzulegen.  

 Die wasserrechtliche Erlaubnis ist erforderlichenfalls an die künftige Nutzung anzupassen. 

 

4.4.4 Wasserversorgung in dezentralen Gebieten 

Grundsätze – Leitbild 

 Zur Erhaltung lebenswerter ländlicher Räume ist eine gesicherte Trinkwasserversorgung als unver-

zichtbare Grundlage der Daseinsvorsorge unabdingbar. Dazu gehört die Bereitstellung einer ange-

messenen Wasserversorgungsinfrastruktur im Rahmen der gemeindlichen Leistungsfähigkeit. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Wasserversorgung im ländlichen Raum ist auf der Ebene der Wasserversorgungs-konzepte 

umfassend, d. h. unter Berücksichtigung aller Akteure, zu betrachten. Dazu gehört insbesondere 

die Betrachtung der Sicherstellung der Wasserversorgung in Not- und Krisenzeiten. Die Bereiche 

mit privater Wasserversorgung sind hier nicht auszusparen. 

 Die private Wasserversorgung ist eine Ausnahmelösung für die Fälle, in denen eine öffentliche 

Wasserversorgung nach sorgfältiger Prüfung rechtlich zulässig ausscheidet. Zugehörige Anlagen 

sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben und zu über-

wachen. 

 Die Betreiber privater Wasserversorgungsanlagen sollen durch das Gesundheitsamt und die untere 

Wasserbehörde verstärkt unterstützt und beraten werden. 

  



 

 

 

29 

 

 

5 Umsetzung 

5.1 Wasserversorgungkonzepte der Aufgabenträger 

Grundsätze – Leitbild 

 Um die Wasserversorgung mit Trinkwasser einschließlich der Versorgung in Not- und Krisensitua-

tionen langfristig und nachhaltig sicherzustellen, sind die Wasserversorgungskonzepte der Aufga-

benträger der öffentlichen Wasserversorgung regelmäßig zu überprüfen und an die demografischen 

und klimatischen Entwicklungen unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Betriebs der Wasser-

versorgungsanlagen durch Fortschreibung anzupassen.  

 Gesetzliche, sowie jene von oberster Wasser- und Landesgesundheitsbehörde (in dieser Grund-

satzkonzeption) festgelegte Anforderungen, allgemein anerkannte Regeln und Normen der Technik 

sowie insbesondere die aktuellsten Datengrundlagen zu demografischen und klimatischen Entwick-

lungen bilden die Rahmenbedingungen für eine qualifizierte Fortschreibung der Wasserversor-

gungskonzepte. 

 Die Konzepte sind der zuständigen Wasserbehörde vorzulegen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Fortschreibung der Wasserversorgungskonzepte der Aufgabenträger der öffentlichen Wasser-

versorgung nach Maßgabe der gesetzlichen Anforderungen schafft Rechtsverbindlichkeit und damit 

Planungssicherheit bezogen auf die darin geplanten Maßnahmen und die Entgelt-/Gebührenfähig-

keit der Kosten für eine ordnungsgemäße Erfüllung der Aufgabe der Wasserversorgung. 

 Inhalt, Umfang und Anforderungen an die Wasserversorgungskonzepte werden in einer Methodik 

vorgegeben. Die Wasserversorger erarbeiten darauf aufbauend ihre spezifischen Versorgungskon-

zepte. Ungeachtet dessen soll die Methodik auch als einheitliche Arbeitsgrundlage für alle mit der 

Wasserversorgung befassten Behörden des Freistaates Sachsen dienen. 

 Wasserversorgungskonzepte sollen zukünftig noch deutlicher die Zielzustände der Wasserversor-

gungsstrukturen und den zur Erreichung erforderlichen Maßnahmenkatalog aufzeigen. Die Zusam-

menstellung und die Prüfung der Versorgungskonzepte aller sächsischen Aufgabenträger ermögli-

chen eine aktualisierte ganzheitliche und differenzierte Übersicht über den Stand und die Entwick-

lung der öffentlichen Wasserversorgung in Sachsen.  

 Die Darstellung historischer und aktueller Kennzahlen des aufgabenträgerspezifischen Wasserver-

sorgungssystems soll den Umsetzungsgrad und den Erfolg der geplanten Maßnahmen der aktuel-

len Versorgungskonzepte aufzeigen. 

 Öffentliche Wasserversorgungsinfrastruktur stellt einen erheblichen Vermögenswert dar, der mit 

den Entgelten der Kunden finanziert wird. Die Einwohner sollen mit den wesentlichen Ergebnissen 

der Wasserversorgungskonzepte über Versorgungsperspektiven informiert werden (§§ 11 und 22 

SächsGemO bzw. §§ 47 Abs. 2 Satz 1, 5 Abs. 3 Sächs-KomZG). 
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 Mit der Auswertung der aktualisierten Wasserversorgungskonzepte durch LfULG und SMEKUL wer-

den lokale wie auch überregionale Defizite/Vulnerabilitäten, die sich auch trotz sorgfältiger wirt-

schaftlicher Planungen in den Versorgungskonzepten perspektivisch nicht ausgleichen lassen, 

identifiziert und münden in die Erarbeitung und Abstimmung überregionaler und landesweiter was-

serwirtschaftlicher Planungen sowie langfristiger, nachhaltiger und sozialverträglicher Strategien 

des Freistaates. Es ist sicherzustellen, dass die jeweils beteiligten Aufgabenträger in diesen Pla-

nungs- und Entscheidungsprozess in geeigneter Weise eingebunden sind.  

 

5.2 Fach- und Vollzugscontrolling 

Grundsätze – Leitbild 

 Wasserversorgungskonzepte ermöglichen über die Lagebewertung und Maßnahmeplanung des 

einzelnen Aufgabenträgers/Wasserversorgungsunternehmens hinaus eine Einschätzung des be-

hördlichen und fachpolitischen Handlungsbedarfs. Dazu sind die Wasserversorgungskonzepte bei 

den zuständigen Behörden vorzulegen und nach einheitlichen Maßstäben auszuwerten. 

 Die Wasserversorgungskonzepte können Ausgangspunkt und Begründung sein für eine noch in-

tensivere kommunale Zusammenarbeit, um durch versorgungsgebietsübergreifende Verbünde Re-

dundanzen zu erzeugen, wirtschaftliche Anlagenauslastungen zu ermöglichen und in den so ent-

stehenden Versorgungsräumen eine Festigung der Infrastruktur durch Vernetzung zu erreichen. 

Dieser Prozess ist fach- und kommunalaufsichtlich zu begleiten. 

 Aktuelle Wasserversorgungskonzepte bilden die Basis für die behördliche Aufgabe der nachhalti-

gen Bewirtschaftung der Rohwasserressourcen hinsichtlich einer Sicherung der öffentlichen Was-

serversorgung. 

 Die Wasserversorgungskonzepte verstehen sich als lokale Zukunftsbilder der Wasserversorger. Die 

Auswertung auf Landkreis- und Landesebene stellt die Entwicklung regionaler Zukunftsbilder sicher 

und ist Grundlage für die Erstellung eines überregionalen Wasserversorgungskonzeptes für den 

Freistaat Sachsen.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Wasserversorgungskonzepte sollen neben der Trinkwasserbedarfsdeckungsbilanz (Auswei-

sung einer Versorgungsreserve) auch den Grad der Versorgungssicherheit ausweisen und damit 

die Grundlage für gegebenenfalls ergänzende, übergreifende Notfallvorsorgekonzepte der Land-

kreise/Kreisfreien Städte bilden. 

 Wasserversorgungskonzepte sollen aktives Arbeitspapier für die zuständigen Wasser-behörden 

sein. Die in den Wasserversorgungskonzeptionen begründeten, abgestimmten und wasserbehörd-

lich anerkannten Rohwasserbedarfe der öffentlichen Wasserversorgung sind bei der Ausübung des 

Bewirtschaftungsermessens (bei konkurrierenden Nutzungsansprüchen) vorrangig zu beachten. 

Die Belange des Grundwasserschutzes (nach Menge und Qualität) sind bei der Zulassung flächen-

intensiver oder möglicherweise stofflich beeinträchtigender Nutzungen zu berücksichtigen (§ 6 Abs. 

1 Nr. 4 WHG). 



 

 

 

31 

 

 

 Die Abstimmung und Aggregation der einzelnen Wasserversorgungskonzeptionen auf Ebene der 

Landkreise und Landesebene soll zukünftig verstärkt eingefordert bzw. fachaufsichtlich gesteuert 

werden. Ausschlaggebende Aspekte sind: 

 die gemeinsame Nutzung übergreifender Rohwasserressourcen (Bewirtschaftung), 

 die regionale Vernetzung/Schaffung von Verbünden zum Ausgleich von Dargebotsreserven und –

defiziten sowie zum Leistungsausgleich zwischen Aufgabenträger/Wasserversorgungsunterneh-

men unterschiedlicher Größe, 

 der Erhalt und Ausbau von Systemen der Fernwasserversorgung. 

 Um ein einheitliches und abgestimmtes Prüfverfahren der vorgelegten Wasserversorgungskon-

zepte sicherzustellen, wird ein Leitfaden zur Unterstützung der Behörden erarbeitet und bereitge-

stellt werden. 

 

5.3 Fachinformationssysteme/Datenbanken der Wasserversorgung 

Grundsätze – Leitbild 

 Fachinformationssysteme (FIS) sind ein wesentliches Instrument, um Umweltinformationen syste-

matisch, konzentriert und effizient erfassen, verarbeiten und zielgerichtet dem jeweiligen Nutzer 

(Bürger, Fachexperten, Behördenmitarbeiter etc.) oder Entscheidungsträger zeitgerecht übermitteln 

zu können.  

 Sie bilden Daten, Funktionen und Prozesse informationstechnisch zweckmäßig und umfassend ab 

und automatisieren bestimmte Verfahren und Abläufe, um so einerseits die Informationsnachfrage 

decken und andererseits bei der Erfüllung behördlicher Aufgaben unterstützen zu können.  

 Integraler Bestandteil der Informationssysteme sind die Anwendungssysteme, welche die für den 

jeweiligen Fachaufgabenbereich eingesetzte Software (in der Regel Datenbanksysteme) darstellen. 

Von besonderer Bedeutung für den Umweltbereich ist die Darstellung und Verarbeitung räumlicher 

Daten in Geoinformationssystemen. 

 Grundsätzlich sind bei der Entwicklung und dem Betrieb von Informationssystemen die fachlich ab-

gestimmten Anforderungen mit den (datenschutz-)rechtlichen, organisatorischen, technischen und 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen bestmöglich in Einklang zu bringen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Bei der Entwicklung und dem Betrieb der FIS mit mittelbarem und unmittelbarem Bezug zur Was-

serversorgung sind die Grundlagen der Wirtschaftsinformatik zu berücksichtigen sowie die Ziele 

und Anforderungen, die im Zusammenhang mit der Umsetzung der Schutzziele der Informationssi-

cherheit stehen, zu beachten. 

 Die mehrfache Erhebung von identischen Daten soll vermieden werden. Dazu sind nach Möglichkeit 

Schnittstellen zwischen den FIS zu schaffen und für einen effizienten Datenaustausch zu nutzen. 

Die Entscheidung zur Veröffentlichung und -herausgabe (nach SächsUIG) von schutzbedürftigen 

Daten, die in mehreren FIS gehalten werden, ist abzustimmen und einheitlich anzuwenden. 



 

 

 

32 

 

 

 Durch die oberste Wasserbehörde ist zu prüfen, inwieweit ressortübergreifende Barrieren, die einen 

Austausch von fach- und vollzugsrelevanten Datensätzen erschweren, rechtssicher und bei vollum-

fänglicher Wahrung der Datensicherheit abgebaut werden können.   

 Die mittel- bis langfristige Planung sieht die Neukonzipierung und -entwicklung der Datenbankan-

wendung WAVE vor, die den technischen und rechtlichen Anforderungen (Datenschutz und Infor-

mationssicherheit) sowie den wasserwirtschaftlichen Aufgaben und Berichterstattungen gerecht 

werden kann. 

 

5.4 Förderung   

Grundsätze – Leitbild 

 Die Wasserentnahmeabgabe (WEA) ist im Rahmen der Zweckbindung ihres Aufkommens für den 

Gewässerschutz grundsätzlich auch für die Wasserversorgung einsetzbar.  

 Eine Förderung von Maßnahmen in Bereichen der Wasserversorgung setzt rechtlich u.a. zwingend 

voraus, dass ein erhebliches Staatsinteresse an der Erfüllung dieser Maßnahmen besteht, das ohne 

Förderung nicht oder nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden kann. 

 Der tragende Grundsatz der Subsidiarität staatlicher Fördermaßnahmen ist bei einer Prüfung der 

Förderung von Maßnahmen im Bereich der Wasserversorgung von herausgehobener Bedeutung, 

insbesondere aufgrund des Grundsatzes der Kostendeckung für Wasserdienstleitungen und des 

Vorranges betriebswirtschaftlicher sowie organisatorischer Maßnahmen. 

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Die Einflüsse des Klimawandels auf die Wasserversorgung erfordern umfangreiche Investitionen 

und Anpassungsmaßnahmen zum Erhalt der Versorgungssicherheit. Wesentliche Bedeutung wird 

dabei den inhaltlichen Ausführungen und prognostischen Bedarfsdeckungsbilanzen der Wasser-

versorgungskonzepte zuteilwerden, da sie einen flächendeckenden Spiegel der Anpassungserfor-

dernisse darstellen.  

 Besteht  zur Sicherung einer nachhaltigen Trinkwasserversorgung ein erheblicher und überobliga-

torischer Investitionsbedarf, welcher über eine sozialverträgliche Gebühren-anpassung, Ausschöp-

fung der kalkulatorischen und organisatorischen Möglichkeiten sowie die in den Grundsätzen be-

nannten sonstigen Instrumente nicht abgedeckt wer-den kann, ist unter Nachweisführung der Auf-

gabenträger der Freistaat ermessensleitend gefordert, die Gewährung von Fördermitteln, vorbehalt-

lich der Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln zu prüfen.  

 Eine mögliche Förderstrategie zur Klimawandelfolgenanpassung der Wasserversorgungsinfrastruk-

turen auch unter Berücksichtigung der Bedingungen im ländlichen Raum wird gemeinsam mit dem 

Fachbeirat abgestimmt, den für Haushaltsentscheidungen zuständigen Vertretern vorgestellt und 

deren daseinsvorsorgende Notwendigkeit konsequent hervorgehoben werden. 
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5.5 Schulung 

Grundsätze – Leitbild 

 Um sachsenweit die Erarbeitung qualifizierter und nachhaltiger Wasserversorgungskonzepte si-

cherzustellen, sind die einheitlich durch methodische Grundlagen (vgl. Kapitel 5.1) vorgegebenen 

Anforderungen konsequent zu erfüllen. 

 Ein modernes, einheitliches und an den aktuellen Wissensstand angepasstes Verwaltungshandeln 

ist Grundlage für eine leistungsfähige Bewältigung der zukünftigen Herausforderungen in der Was-

serwirtschaft.  

Ziele – Umsetzungsstrategie 

 Der Freistaat Sachsen beabsichtigt, die Aufgabenträger der öffentlichen Wasserversorgung und 

unteren Wasserbehörden durch gezielte Fort- und Weiterbildungsangebote zu unterstützen. 

 

 


